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Ersehnte Neuauflage eines
Marketing-Kompendiums

20 Jahre sind seit der längst vergriffenen
Erstauflage des Handbuchs „Professionel-
les Immobilienmarketing vergangen. Mit
der deutschlandweit einzigen Hochschul-
professur für Immobilienmarketing in
Nürtingen-Geislingen ist Stephan Kippes
der ideale Autor für dieses Buch, aber
natürlich auch ein vielbeschäftigter
Lehrer. Die nun endlich erschienene
Zweitauflage wurde von ihm dafür völlig
überarbeitet, sie deckt von Angebotsan-
zeigen über Besichtigungen bis hin zur
Werbeerfolgskontrolle alle wesentlichen
Aspekte des Immobilienmarketings ab.

Durch die detaillierte Gliederung so-
wie ein Stichwortverzeichnis eignet sich
das Handbuch als Nachschlagewerk. Um
die Lesbarkeit möglichst eingängig zu
halten, wurde zudem im Text auf die
übermäßige Verwendung von Fußnoten
und Verweisen verzichtet. Schaubilder
und Beispiele aus der Praxis finden sich
zahlreich und an den jeweils passenden
Stellen, sodass Kippes hier ohne zusätz-
liche Abbildungsverweise auskommt.

Ein wenig schade ist, dass Kippes zwar
vereinzelt Trainingsvorschläge anbietet,
dazu aber kein eigenes Feedback gibt, z.B.
am Ende des Buches oder auf einer (Ver-
lags-)Webseite. Nichtsdestotrotz liefert
Kippes einen umfassenden und praxis-
orientierten Überblick, sowohl für Makler
als auch für Bauträger, Immobilienver-
waltungen und andere Immobilienunter-
nehmen. Auf den Punkt gebracht lautet
sein Schlussappell an die Leserschaft: Ver-
kaufen Sie mehr als nur das reine Objekt!
Die dazu nötigen Maßnahmen und Mög-
lichkeiten können Sie in der Neuauflage
nachschlagen. Alexandra Stiehl

Literaturhinweise

Stephan Kippes: Pro-
fessionelles Immobilien-
marketing. 2. vollständig
überarbeitete Auflage.
Verlag Franz Vahlen,
München 2020. 683 Sei-
ten, gebunden, 95 Euro.

Zu beziehen über www.iz-shop.de.

77 imaginäre Gespräche über
Bauen und Wohnen

Was hat Goethe eigentlich über das Bauen
gesagt? Oder Friedrich Nietzsche? Oder
Karl Marx? Der Publizist Kurt E. Becker,
in der Immobilienbranche bekannt als
Mediencoach (u.a. JLL), hat aus dieser
Idee ein Buch gemacht. „Der behauste
Mensch“ heißt seine Sammlung von 77
imaginären Gespräche mit Größen der
Geistes- und Kulturgeschichte.

Nietzsche (1844 – 1900) lässt kein gutes
Haar an der Architektur seiner Zeit (heute
als Gründerzeitarchitektur hoch imKurs).
„Ich gehe durch die neuen Straßenunserer
Städte und denke, wie von allen diesen
gräulichen Häusern, welche das
Geschlecht der öffentlich Meinenden sich
erbaut hat, in einem Jahrhundert nichts
mehr steht ...“ Goethe formuliert das Prin-
zip der Nachhaltigkeit. „Der Bauende soll
nicht herumtasten und versuchen. Was
stehen bleiben soll, muss recht stehen und
wo nicht für die Ewigkeit doch für
geraume Zeit genügen.“ Marx ist der Pro-
phet des Immobilienmarkts. „Als Rente ist
der Grundbesitz mobilisiert und wird ein
Handelsartikel. ... Die Rente hat den
Grundbesitzer so vollständig vom Boden
... losgelöst, dass er nicht einmal nötig hat,
seine Ländereien zu kennen ...“

Becker war vom Verlag angehalten, in
seinem Buch möglichst viele Frauen zu
Wort kommen zu lassen. Das Gespräch
mit der englischen Schriftstellerin Virgi-
nia Woolf (1882 – 1941) beginnt mit der
Frage: „Frau Woolf, Warum gibt es so
wenig Literatur von Frauen?“Woolfs Ant-
wort lautet zugespitzt formuliert: Weil sie
viel seltener ein eigenes Zimmer haben als
Männer. Christoph von Schwanenflug

Kurt E. Becker: Der
behauste Mensch. Von
vier Wänden und einem
Dach über dem Kopf -
im Dialog mit 77 Per-
sönlichkeiten von
Aristoteles bis Stefan
Zweig, Patmos Verlag,
Ostfildern 2021, 278
Seiten, gebunden,
22 Euro.

Rechtsanwalt
Dr. Lars Kölling von

Rotthege Wassermann

Mietrecht. Ein Mietgegenstand ist
hinreichend bestimmbar, wenn der Mieter
ihn bei Abschluss des Vertrags bzw. eines
Nachtrags nutzt. Dies gilt aber nicht, wenn
er die Räume von Beginn an untervermietet
hat, ohne das dem Vermieter anzuzeigen.

BGH, Urteil vom 4. November 2020,
Az. XII ZR 4/20

Ist der Untermieter unbekannt,
kann das zur Kündigung führen
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DER FALL

Zwei Parteien hatten einen Mietvertrag
über ein Ladengeschäft geschlossen. Des-
senLage sollte sich aus einemdemVertrag
als Anlage beigefügten Grundrissplan
ergeben, der jedoch fehlte. Der Mieter
nutzte dieMietsache nicht selbst, sondern
hatte sie von Beginn an an einen Dritten
untervermietet, ohne das dem Vermieter
zu melden und seine Zustimmung einzu-

holen, was nach dem Vertrag erforderlich
gewesen wäre. Im Rahmen eines Nach-
trags wurde dann unter Verweis auf den
Mietvertrag u.a. die Laufzeit verlängert
und die Miete erhöht. Später veräußerte
der Vermieter das Grundstück, und der
Erwerber kündigte das Mietverhältnis
wegen Schriftformmangels trotz Festlauf-
zeit mit ordentlicher Frist. Zu Recht?
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DIE FOLGEN

Ja, die Kündigung ist wirksam. Der Miet-
vertrag wahrt nicht die erforderliche
Schriftform (§ 550 BGB), denn die Mietsa-
che ist nicht hinreichend bestimmbar. So
ist u.a. der zur Bestimmung nötige Grund-
rissplan dem Mietvertrag nicht beigefügt.
Dass dieMietflächengröße imMietvertrag
angegeben ist, hilft nicht. Denn in der
Immobilienbranche werden mehrere
Methoden zur Flächenberechnung ange-
wandt, die bei demselben Objekt zu
Abweichungenvonbis zu 25% führenkön-
nen. Zudem gibt es in der Immobilie drei
weitere Einheiten mit gleicher Größe.
Auch durch den Nachtrag in Verbindung
mit der tatsächlichen Nutzung zum Zeit-
punkt seines Abschlusses ist die Mietsa-

che nicht hinreichend bestimmbar. Eine
Mietsache kann zwar trotz ungenauer
Bezeichnung hinreichend bestimmbar
sein, wenn der Mieter diese bei Vertrags-
abschluss oder bei Abschluss eines Nach-
trags bereits nutzt, weil dann der Umfang
der bisherigen Nutzung zur Auslegung
herangezogen werden kann. Im Falle
einer Untervermietungmuss ein Erwerber
die Identität des Untermieters aber erken-
nen können, etwa indem der Untermieter
entweder schon im ursprünglichen Miet-
vertrag bzw. im Nachtrag namentlich
bezeichnet ist oder seine Identität aus
einer schriftlichen Zustimmung des Ver-
mieters hervorgeht. All dies war hier aber
nicht der Fall.
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WAS IST ZU TUN?

Ein gewerblicher Mietvertrag mit einer
Laufzeit von mehr als einem Jahr wahrt
nur dann die gesetzlichen Schriftforman-
forderungen, wenn sich die wesentlichen
Vertragsbedingungen, also u.a. Mietsa-
che, Mietzins und Dauer, aus ihm selbst
ergeben. Zwar können anfängliche Fehler
im Rahmen eines Nachtrags geheilt wer-

den; diese Chance muss dann aber auch
genutzt werden. Es empfiehlt sich also
immer, anlässlich eines jeden Nachtrags
den Mietvertrag und die bisherigen
Vereinbarungen auf etwaige Schriftform-
fehler hin zu prüfen und diese zu besei-
tigen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Roland Fabian
von Bryan Cave
Leighton Paisner

Quelle: BCLP

Steuerrecht. Die Festsetzung der
Grunderwerbsteuer kann nach einem
Rückerwerb nur dann aufgehoben werden,
wenn der erste Erwerbsvorgang dem
Finanzamt fristgerecht gemeldet wurde.

FG München, Urteil vom 20. Januar 2021,
Az. 4 K 270/20

Kein steuerfreier Rückerwerb bei
verspäteter Verkaufsanzeige
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DER FALL

An einer immobilienbesitzenden GmbH
ist der Kläger zu 90,1% und eine AG zu
9,9% beteiligt. Mit notariellem Vertrag
vom 22. Dezember 2016 verkaufte die AG
dem Kläger ihren Anteil an der GmbH
zum Kaufpreis von 2.475 Euro. Der Vor-
stand des Klägers genehmigte die Trans-
aktion am 30. Dezember 2016. Noch am
selben Tag übersandte der Notar eine
Kopie des Kaufvertrags an das Finanzamt,
Abteilung Körperschaften. Da die Notari-
atsmitarbeiterin krank war, kam die Ver-
äußerungsanzeige an die Grunderwerb-
steuerstelle erst am 10. Januar 2017 in die

Post. Sie ging dem Finanzamt am
12. Januar 2017 zu. Dieses setzte gegen
den Kläger Grunderwerbsteuer in Höhe
von 197.000 Euro fest, die später im Rah-
men einer Grundbesitzbewertung auf
mehr als 600.000 Euro erhöht wurde. Mit
notarieller Urkunde vom Juni 2018 ver-
kaufte der Kläger die 9,9% Anteile an der
GmbH zum identischen Kaufpreis zurück
andieAGundbeantragte beimFinanzamt
nach § 16 Abs. 2 Nr. 1 GrEStG die Aufhe-
bung des Grunderwerbsteuerbescheids.
Das Finanzamt lehnte den Antrag ab. Ein-
spruch und Klage blieben erfolglos.
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DIE FOLGEN

Nach § 16 Abs. 2 GrEStG wird auf Antrag
sowohl für den Rückerwerb als auch für
der vorangegangenen Erwerb die Grund-
erwerbsteuer nicht festgesetzt bzw. die
Festsetzung aufgehoben. Das gilt auch für
Tatbestände nach § 1 Abs. 2a, 3 oder 3a
GrEStG. Damit war der Rückerwerb der
9,9% durchaus das geeignete Mittel, um
den ersten Fehler, die Konzentration aller
GmbH-Anteile beim Kläger, rückgängig
zu machen. § 16 Abs. 2 GrEStG gilt aber
nachAbs. 5 nicht, wennder erste Erwerbs-
vorgang nicht fristgerecht angezeigt wor-

den ist. Nach § 18 Abs. 3 GrEStG hat die
Anzeige binnen zwei Wochen zu erfolgen.
Die Frist läuft ab dem Tag der Beurkun-
dung – unabhängig davon, ob es einer
Bedingung oder Genehmigung zur Wirk-
samkeit bedarf. Nicht geholfen hat auch
die Versendung des Kaufvertrags an das
Finanzamt für Körperschaften, weil diese
Meldung nicht zur Weiterleitung an das
Grunderwerbsteuer-Finanzamt bestimmt
war. Der Wiedereinsetzungsantrag schei-
terte jedenfalls wegen des (Mit-)Verschul-
dens des Klägers.
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WAS IST ZU TUN?

Diebeteiligten Immobilieninvestorenhat-
ten anscheinend keine Kenntnis von
§ 1 Abs. 3 GrEStG: Sie haben leichtfertig
die Konzentration von 100% der Anteile in
einer Hand in Kauf genommen und
dadurch letztlichmehr als 600.000Euro an
Grunderwerbsteuer ausgelöst. Das Span-

nende an dem Fall aber ist die unglückli-
che Verkettung der weiteren Umstände.
Hier hilft imZweifel nur der Regress gegen
den Notar und ansonsten natürlich die
genaue Kenntnis des materiellen Steuer-
rechts. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Martin Schellenberg

von Heuking Kühn
Lüer Wojtek

Quelle: Heuking

Vergaberecht. Ein Architekt kann die
öffentliche Ausschreibung einer
Planungsleistung nicht mit der Begründung
abwenden, das Architektenurheberrecht
werde verletzt, wenn ein Wettbewerber zum
Zug käme.

OLG München, Beschluss vom 28. September 2020,
Az. Verg 3/20

Verweis auf Urheberrecht kann
Ausschreibung nicht stoppen
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DER FALL

Eine bayerische Blindenschule soll saniert
und erweitert werden. Hierfür werden die
Planungsleistungen ausgeschrieben. Es
bewirbt sich auch das Architekturbüro,
das den Ursprungsbau geplant hat. Das
Büro rügt die Ausschreibung mit der
Begründung, kein anderer Bieter komme
für die Planung der Sanierung und Erwei-

terung der Blindenschule in Betracht. Die
Ausschreibung sei unzulässig, weil das
Architekturbüro alle Nutzungsrechte an
der seinerzeitigen Planung halte. Diese
Nutzungsrechte seien erforderlich, umdie
Folgeplanung durchzuführen. Dement-
sprechend komme nur das rügende Büro
für die Durchführung in Betracht.
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DIE FOLGEN

Das Gericht weist den Antrag des Archi-
tekturbüros zurück und gibt der öffentli-
chen Auftraggeberin Recht. Der Bieter hat
bereits kein Recht, eine Ausschreibung zu
stoppen. Er kann sich zwar gegen Fehler
im Vergabeverfahren wehren, eine Aus-
schreibung verhindern kann er jedoch
nicht. Ein Architektenurheberrecht ist im
Übrigen nicht geeignet, um eine Mono-
polstellung für die künftige Planung zu
begründen. Selbst wenn dem Bieter ent-
sprechende exklusive Rechte zugestanden
hätten – was im konkreten Fall umstritten
war –, darf der Auftrag nicht direkt an ihn
vergeben werden. Schon gar nicht kann
der Auftraggeber dazu verpflichtet wer-
den. Architektenurheberrechte spielen

immer wieder einmal eine Rolle bei der
Vergabe von Folgeaufträgen für Planungs-
leistungen. Meist geht es darum, in den
Vergabeunterlagen Planungen des Vor-
auftragnehmers den anderen Bietern zur
Verfügung zu stellen. Weigert sich der
ursprüngliche Planer, hierfür die Geneh-
migung zu erteilen, so kann sein Informa-
tionsvorteil nicht ausgeglichen werden.
Das Vergaberecht sieht nach § 7 Vergabe-
verordnung für solche Fälle dann den
Ausschluss des Vorauftragnehmers für die
Folgeausschreibung vor. Hier ist nun der
Versuch des ersten Planers gescheitert,
sich den Auftrag für die Folgeplanung auf
gerichtlichem Wege zu sichern.
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WAS IST ZU TUN?

Öffentliche Auftraggeber sollten bei der
Vergabe von Planungsverträgen darauf
achten, dass sie alle erforderlichen Rechte
an der Planung erwerben, um diese Pla-
nung später von anderen Architekten fort-
führen zu lassen. Versäumen sie dies,
machen sie sich erpressbar. Sie müssen
zwar den Folgeauftrag nicht dem ur-
sprünglichen Planer übertragen, wie die

vorliegende Entscheidung des Oberlan-
desgerichts München zeigt. Möglicher-
weise sind sie jedoch gezwungen, dem
Vorauftragnehmer entsprechende Rechte
abzugelten. Das wäre ärgerlich vor dem
Hintergrund, dass die Planung ja bereits
bezahlt ist. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Martin Fleckenstein

von Luther
Quelle: Luther

Öffentliches Recht. Wird ein Vorhaben nur
per Baugenehmigungsverfahren zugelassen,
ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht
nötig. Es sei denn, landesrechtliche
Regelungen verlangen es ausdrücklich.

OVG Berlin-Brandenburg,
Beschluss vom 24. Februar 2021,
OVG 2 N 58.19

Nicht bei jedem Vorhaben ist
Umweltverträglichkeit zu prüfenn
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DER FALL

Die Eigentümer einesWohnhauses in Ber-
lin wandten sich mit einer Nachbarklage
gegen einen Lebensmittelmarkt, der in
unmittelbarer Nähe ihres Grundstücks
errichtet werden sollte. Für den Bau des
Supermarkts wurde eine Baugenehmi-
gung erteilt, ohne dass im Baugenehmi-

gungsverfahren mögliche Auswirkungen
auf die Umwelt mittels einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung oder entsprechender
Vorprüfung untersucht worden waren.
Darauf bezogen sich die Kläger in ihrer
Klagebegründung.
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DIE FOLGEN

Die Eigentümer drangen mit ihrer Klage
nicht durch; die Baugenehmigung ist
rechtmäßig. Insbesondere ist sie nicht
deshalb rechtswidrig, weil im Baugeneh-
migungsverfahren keine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP-Prüfung) durch-
geführt wurde. Zwar unterliegt ein groß-
flächiger Einzelhandelsbetrieb grund-
sätzlich dem Anwendungsbereich des
bundesgesetzlichen Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Die Pflicht zur Durchführung einer UVP-
Prüfung bzw. einer entsprechenden Vor-
prüfung besteht nach dem Gesetz aller-
dings nur, wenn für das jeweilige Vorha-
ben ein Bebauungsplan aufgestellt oder
geändert wird. Im Baugenehmigungsver-
fahren gilt die Pflicht zur UVP-Prüfung
dagegen nur dann, wenn dies durch den
jeweiligen Landesgesetzgeber gesondert
angeordnet worden ist. Eine solche Rege-
lung gibt es in Berlin nicht.
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WAS IST ZU TUN?

Kraft unionsrechtlicher Vorgabe sollen
umfangreiche und eingriffsintensive Bau-
vorhaben nur dann durchgeführt werden,
wenn zuvor mögliche Auswirkungen auf
dieUmwelt untersuchtworden sind. Nach
der geltenden Rechtslage, nun bestätigt
durch dasOVGBerlin-Brandenburg, kann
es jedoch dazu kommen, dass auch ein-
griffsintensive Vorhaben gänzlich ohne
vorherige UVP-Prüfung errichtet werden.
Das gilt dann, wenn diese Bauvorhaben
ohne die Aufstellung oder Änderung eines
Bebauungsplans auskommen, weil ihre
bauplanungsrechtliche Zulässigkeit etwa
nach § 34 BauGB beurteilt wird und ihre
Zulassung ausschließlich im Rahmen

eines Baugenehmigungsverfahrens er-
folgt. Da jedenfalls der Berliner Landes-
gesetzgeber bisher aber keine UVP-
Prüfung in das Baugenehmigungsverfah-
ren integriert hat, findet eine solche Prü-
fung auch nicht statt. Um den Anforde-
rungen des EU-Rechts gerecht zu werden
und seiner Umsetzungspflicht nachzu-
kommen, kann aber davon ausgegangen
werden, dass der Landesgesetzgeber
früher oder später tätig wird und die Prüf-
pflicht des UVPG auch in das Baugeneh-
migungsverfahren inkorporiert. Vorha-
benträger sollten deshalb eine entspre-
chende gesetzgeberische Initiative im
Blick behalten. (redigiert von Anja Hall)

Quelle: Rotthege Wassermann, Urheber: Matthias Olbrich


